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Vorschlag einer Entscheidung des Rates über den innergemeinschaftiichen Handel 
mit Erdöl und Erdölerzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erdölversorgung der Gemeinschaft ist zur Zeit 
Schwierigkeiten ausgesetzt. 

Es ist unerläßlich, für diese Erzeugnisse die Han- 
delsströme zwischen den Mitgliedstaaten aufrecht- 
zuerhalten. 

Unter diesen Umständen ist eine ständige Infor- 
mation über diesen Warenverkehr erforderlich, um 
die Entwicklung der Lage zu überwachen. 

Zur Aufrechterhaltung des innergemeinschaft- 
lichen Versorgungsgleichgewichts und um zu ver- 
meiden, daß die Versorgung eines oder mehrerer 
Mitgliedstadten mit Erdölerzeiignissen ernstlich in 
Gefahr gerät, könnten sich Schutzmaßnahmen als 
notwendig erweisen. 

Eine derartige Regelung muß zeitlich beschränkt 
sein — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Warenaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 
wird für die Erzeugnisse der Tarifnummer 27.09 und 
der Tarifstelien 27.10 A, B, CI und C II des Gemein- 
samen Zolltarifs von einer Genehmigung abhängig 
gemacht, die automatisch erteilt wird. 

Genehmigungen im Sinne des Absatzes 1 werden 
vom Herkunftsmitgliedstaat für jede beantragte 
Menge unverzüglich und kostenlos erteilt. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten melden der Kommission 
jeden zweiten Mittwoch, erstmalig am . . . Januar 
1974 

a) die während der beiden, zehn Tage vor dem 
Meldetermin am Sonntag um 24 Uhr enden- 
den Wochen erteilten Genehmigungen; 


b) die während des gleichen Zeitraums tatsäch- 
lich erfolgten Lieferungen. 

2. Die Meldungen gemäß Absatz 1 umfassen für 
jede Tarifnummer und Tarifstelle Menge und 
Wert der Erzeugnisse sowie die Bestimmungs- 
länder. 

Artikel 3 

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten innerhalb 
von acht Tagen nach ihrer Meldung die gemäß 
Artikel 2 übermittelten Angaben mit und führt von 
sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaates die 
erforderlichen Konsultationen durch. 

Artikel 4 

Stellt die Kommission auf Grund dieser Konsulta- 
tionen fest, daß die Versorgung bestimmter Mit- 
gliedstaaten mit Erdöl ernstlich gefährdet ist, so 
kann sie genehmigen, daß die Erteilung der in 
Artikel 1 vorgesehenen Genehmigungen nach von 
der Kommission festzulegenden Modalitäten und 
mengenmäßigen Abgrenzungen ausgesetzt wird, um 
eine ausgewogene Versorgung im Innern der Ge- 
meinschaft zu gewährleisten. 

Artikel 5 

Diese Entscheidung gilt für die ab . . . Januar 1973 
durchziiführenden innergemeinschaftlichen Aus- 
fuhren. Auf Erzeugnisse, die zu diesem Zeitpunkt 
bereits abgesandt sind, ist Artikel 1 nicht anwend- 
bar. 

Artikel 6 

Die Kommission setzt die Modalitäten für die in 
Artikel 2 vorgesehenen Meldungen fest. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung läuft am 30. Juni 1974 aus. 
Artikel 8 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeieilet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
31. Januar 1974 - 1/4 ^ 680 70 ~ E - Er 18/74. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schoilen vom 11. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rotes der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommi ssionsvor Schlägen ist nicht vorgesehen. 

Mil der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die Ausfuhr von Erdölerzeugnissen 
nach Drittländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
zur Festlegung einer gemeinsamen Ausfuhrrege- 
lung, insbesondere auf Artikel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Versorgung der Gemeinschaft mit Erdöl und 
Erdölerzeugnissen ist zur Zeit Schwierigkeiten aus- 
gesetzt. 

Anomale Ausfuhren von Erdöl und Erdölerzeug- 
nissen nach Drittländern können unter den der- 
zeitigen Umständen diese Schwierigkeiten in der 
Gemeinschaft oder in einigen Mitgledstaaten noch 
erhöhen. 

Einige Regierungen haben bereits Schwierigkeiten 
dieser Art festgestellt und beantragt, daß Gemein- 
schaftsmaßnahmen getroffen werden. 

Unter diesen Umständen ist es erforderlich, auf 
Gemeinschaftsebene ein zur Überwachung der Aus- 
fuhren nach Drittländern geeignetes System einzu- 
führen. Zu diesem Zweck empfiehlt es sich, in allen 
Mitgliedstaaten diese Ausfuhren von der Vorlage 
einer Genehmigung abhängig zu machen, die auto- 
matisch erteilt wird, und ferner ein Meldesystem 
einzuführen, durch das die Kommission in kurzen 
Zeitabständen über Mengen, Wert und Bestimmung 
solcher Ausfuhren informiert wird. 

Diese Maßnahmen berühren nicht die mengen- 
mäßigen Ausfuhrbeschränkungen, die die Mitglied- 
staaten in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
des EWG-Vertrages auf die betreffenden Erzeug- 
nisse anwenden können. 

Eine derartige Regelung muß zeitlich beschränkt 
sein — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Ausfuhr von Erzeugnissen der Tarifnummer 
27.09 und der Tarifstellen 27.10 A, B CI und C II 


des Gemeinsamen Zolltarifs nach Drittländern 
wird von der Vorlage einer Ausfuhrgenehmi- 
gung abhängig gemacht, deren Geltungsdauer 
einen Monat nicht überschreiten darf. 

2. Die Genehmigungen gemäß Absatz 1 werden 
unbeschadet anderer Maßnahmen, die die Mit- 
gliedstaaten hinsichtlich derartiger Ausfuhren 
treffen können, von den Mitgliedstaaten auto- 
matisch erteilt. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten melden der Kommission 
jeden zweiten Mittwoch, erstmalig am . . . Januar 
1974: 

a) die während der beiden, zehn Tage vor dem 
Meldetermin am Sonntag um 24 Uhr enden- 
den Wochen erteilten Genehmigungen; 

b) die während des gleichen Zeitraums tatsäch- 
lich erfolgten Ausfuhren. 

2. Die Meldungen gemäß Absatz 1 umfassen für 
jede Tarifnummer und Tarifstelle Menge und 
Wert der Erzeugnisse sowie die Bestimmungs- 
länder, 

Artikel 3 

Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten innerhalb 

von acht Tagen nach ihrer Meldung die gemäß 

Artikel 2 übermittelten Angaben mit. 

Artikel 4 

Die Kommission legt die Modalitäten für die in 

Artikel 2 vorgesehenen Meldungen fest. 

Artikel 5 

Diese Entscheidung läuft am 30. Juni 1974 aus. 

Artikel 6 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
I richtet. 
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Vorschlag einer Empfehlung des Rates an die Mitgliedstaaten betreffend die 
Aufrechterhaltung und Harmonisierung der Maßnahmen zur freiwilligen 
Beschränkung des Energieverbrauchs in der Gemeinschaft 


1. Der Beschluß verschiedener Erzeugerländer, ihre 

Erdölförderung einzuschränken, hat die Energie- 
versorgung der Gemeinschaft in ernstliche 
Schvrierigkeiten gebracht. i 

Die Mehrzahl der Mitgliedstaaten hat bereits : 
Bestimmungen erlassen, um die Verbraucher zu i 
einer freiwilligen Einschränkung ihres Ver- | 
brauchs, sowohl von Mineralölerzeugnissen wie j 
von anderen Energieträgern zu veranlassen. Die j 
Unsicherheit über die eventuelle Dauer der der- 
zeitigen schwierigen Lage und ihre künftige Ent- I 
Wicklung rechtfertigt es, diese Bemühungen | 
weitzuführen. 

Die bereits oder möglicherweise in einem Mit- 
gliedstaat zur Anwendung kommenden Ver- 
brauchsbeschränkungen können sich - je nach 
ihrer Art und Bedeutung - auf die wirtschaft- 
lichen und sozialen Verhältnisse in den anderen | 
Mitgliedstaaten sowie auf das Funktionieren des 
Gemeinsamen Marktes auswirken. Der Rat hält 
daher ein Handeln im Sinne einer Koordination 
und einer möglichst ausgewogenen Anwendung 
dieser Verbrauchsbeschränkungen innerhalb der 
Gemeinschaft für erforderlich. 

2. Aus diesen Gründen richtet der Rat - auf der 
Grundlage von Artikel 145 des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und in Anbetracht der Richtlinie 73/238/ 
EWG des Rates vom 24. Juli 1973 über Maß- 
nahmen zur Abschwächung der Auswirkungen 
von Schwierigkeiten bei der Versorgung mit Erd- 
öl und Erdölerzeugnissen - an alle Mitglied- 
staaten die Empfehlung, weiterhin die Einschrän- 
kung des Energieverbrauchs zu unterstützen, und 
zwar auf der Basis einer gemeinschaftlichen Har- 
monisierung, indem sie die Verbraucher veran- 
lassen, freiwillig insbesondere folgende Rat- 
schläge zu befolgen: 

Verkehr 

— Einschränkung und Rationalisierung der Be- 
nützung individueller Verkehrsmittel; 


— stärkere Benützung der öffentlichen Ver- 
kehrsmittel anstelle des Individualverkehrs; 

— Rationalisierung des Güterverkehrs und, so- 
weit möglich, Verlagerung des Straßenver- 
kehrs auf Schiene und Binnenschiffahrt; 

— Anpassung der Arbeitszeitregelungen im Hin- 
blick auf eine optimale Nutzung der öffent- 
lichen Verkehrsmittel. 

Industrie, Handel, Dienstleistungen 

— Herabsetzung der Raumtemperatur um etwa 
3° C in allen gewerblichen Räumen, Büros 
und Werkstätten; 

— Konzentrierung der Arbeitsstunden und Still- 
legung der Heizungen an arbeitsfreien Tagen; 

— Ersatz von Brennstoffen auf Erdölbasis durch 
andere Brennstoffe in allen Fällen, wo dies 
möglich ist. 

Haushalte 

— Herabsetzung der Temperatur in Wohnräu- 
men um etwa 3° C; 

— Einschränkung der Benützungsdauer der Hei- 
zung und rationellste Nützung der Behei- 
zungsmöglichkeiten durch Beschränkung der 
Heizung auf die bewohnten Räume; 

— Strikteste Einschränkung der Verwendung von 
Zusatzheizungen, die Gas oder Strom ver- 
brauchen; 

— Einschränkung der Beleuchtung und rationel- 
lerer Gebrauch von Haushaltsgeräten. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die vorgesehenen Maßnahmen und über die 
mit den entsprechend dieser Empfehlung getroffe- 
nen Maßnahmen erzielten Einsparungen. Sie führen 
entsprechend der Richtlinie Nr. 73/238/EWG vom 
I 24. Juli 1973 die geeigneten Konsultationen durch. 

I Diese Empfehlung deckt den Zeitraum bis zum 
i 30. Juni 1974. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die von den Mitgliedstaaten zu 
ergreifenden Maßnahmen zur konzertierten und harmonisierten Einschränkung 
des Verbrauchs von Erdölerzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, Abs. 4, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

am hat der Rat die Entscheidung getroffen, 

einen Energieausschuß einzusetzen; 

die Richtlinie 73/238/EWG des Rates vom 24. Juli 
1973 sieht Maßnahmen zur Abschwächung der Aus- 
wirkungen von Schwierigkeiten bei der Versorgung 
mit Erdöl und Erdölerzeugnissen vor; 

die Versorgung der Gemeinschaft mit Erdöl weist 
gegenüber dem Bedarf ein Defizit auf; 

es ist erforderlich, die sich aus den Energiever- 
sorgungsschwierigkeiten ergebenden Lasten gerecht 
unter allen Mitgliedstaaten aufzuteilen: 

es ist daher unerläßlich, ein mit den Energiever- 
brauchsbeschränkungen in der Gemeinschaft zu er- 
reichendes Ziel festzulegen und konzertiert zwin- 
gend vorgeschriebene Maßnahmen zu erlassen, mit 
denen das Energieverbrauchsniveau an das Niveau 
der Verfügbarkeiten angepaßt werden kann; 

diese Maßnahmen müssen auf einer harmonisier- 
ten Grundlage festgelegt werden, um jegliche Ver- 
zerrungen oder Diskriminierungen zu vermeiden, 
die sich aus der unterschiedlichen Anwendung die- 
ser Maßnahmen in den einzelnen Mitgliedstaaten 
ergeben könnten; 

bestimmte Sektoren müssen, je nach den Um- 
ständen, von diesen Beschränkungen ausgenommen 
sein; 

die Anwendung dieser Maßnahmen darf in kei- 


nem Falle zu Diskriminierungen aus Gründen der 
Staatsangehörigkeit, die im Widerspruch zu 
Artikel 7 des EWG-Vertrages stünden, führen; 

eine derartige Regelung muß zeitlich beschränkt 
sein — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

; In Anwendung einer Entscheidung des Rates - ge- 
j troffen auf Vorschlag der Kommission, die vorher 
i die geeigneten Konsultationen durchgeführt hat -, 
mit der dieser ein in der, Gemeinschaft zu erreichen- 
des Ziel für die Einschränkung des Energiever- 
brauchs sowie die zu diesem Zweck zu ergreifenden 
, Maßnahmen festlegt, setzen die Mitgliedstaaten 
I konzertiert und harmonisiert Maßnahmen in Kraft, 
I mit denen diese Einschränkung erreicht werden soll. 

: Der Rat nimmt innerhalb von einer Frist von höch- 
stens zehn Arbeitstagen, gerechnet vom Eingang ab, 

! zu den Kommissionsvorschlägen Stellung. 

! A r t i k e 1 2 

Die Vorschläge der Kommission an den Rat werden 
präzisieren, welche Ausnahmen ganz oder teilweise 
erforderlich sind. 

I A r t i k e 1 3 

j Diese Richtlinie tritt am 30. Juni 1974 in Kraft. 

I Artikel 4 

i 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
i richtet. 
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Vorschlag eines Beschlusses des Rates über die Einsetzung eines Energieausschusses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verträge zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung, daß die Ausarbeitung einer gemein- 
schaftlichen Energiepolitik zu den Zielen der Ge- 
meinschaften gehört; 

in Erwägung, daß einerseits die Organe der Ge- 
meinschaften über alle zur Festlegung dieser Politik 
erforderlichen Angaben verfügen müssen und daß es 
andererseits notwendig ist, die wirksame und ko- 
ordinierte Anwendung der von den Gemeinschaften 
ergriffenen Maßnahmen in den Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten; 

in Erwägung, daß es sich zu diesem Zweck emp- 
fiehlt, einen Energieausschuß einzusetzen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Es wird ein Energieausschuß eingesetzt, im folgen- 
den „Ausschuß" genannt. 

Der Ausschuß setzt sich aus den in den Mitglied- 
staaten für Energieprobleme zuständigen leitenden 


Staatsbeamten zusammen. Den Vorsitz führt ein 
Mitglied der Kommission. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten und die Kommission unter- 
richten und konsultieren sich in diesem Ausschuß 
über die Bedingungen, unter denen die Energie- 
versorgung der Gemeinschaft erfolgt, sowie über 
die voraussichtliche Entwicklung. 

2. Der Ausschuß unterstützt die Kommission bei 
der Ausarbeitung der Vorschläge, die sie zu 
fassen beabsichtigt. 

3. Der Ausschuß stellt die koordinierte Anwendung 
der von den Gemeinschaften ergriffenen Maß- 
nahmen durch die Mitgliedstaaten sicher. 

Artikel 3 

Der Ausschuß tritt auf Einberufung seines Vor- 
sitzenden oder auf Antrag eines Mitgliedstaates zu- 
sammen. Das Sekretariat wird von der Kommission 
wahrgenommen. 

Artikel 4 

Diese Beschluß tritt am 19. Dezember 1973 in Kraft. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 

Auf der Konferenz der Staats- bzw. Regierungschefs 
wurde die Kommission aufgefordert, bis zum 15. Ja- 
nuar 1974 erschöpfende Energiebilanzen aufzu- 
stellen, die alle wichtigen Aspekte der energiewirt- 
schaftlichen Lage in der Gemeinschaft berücksich- 
tigen. 

Zu diesem Zweck verfügt die Kommission über 
gewisse Informationen, und zwar: 

— von den Mitgliedstaaten gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 1055/72 übermittelte Angaben über 
die bisherigen und voraussichtlichen Rohöl- und 
Erdgaseinfuhren aus Drittländern. Auf Grund 
der ihr gemäß Artikel 3 dieser Verordnung über- 
tragenen Befugnisse hat die Kommission die Mit- 
gliedstaaten aufgefordert, ihr die Informationen 
innerhalb einer verkürzten Frist auf vierteljähr- 
licher Basis zu übermitteln; 

— Angaben über den Stand der gemäß den Richt- 


linien des Rates Nr. 68/4 14/ EWG und 72/425/ 
EWG gebildeten Vorräte an Rohöl und Mineral- 
ölerzeugnissen. Die Kommission hat bereits die 
Delegierten der Mitgliedstaaten, die in der ge- 
mäß Artkel 3 der Richtlinie des Rates Nr. 73/238/ 
EWG vorgesehenen Gruppe vertreten sind, be- 
auftragt, die Periodizität der von ihnen geliefer- 
ten Informationen über den Stand der Vorräte 
an die gegenwärtigen Gegebenheiten anzu- 
passen; 

- - alle Informationen über die Lage im Kohlenberg- 
bau, über die sie gemäß dem EGKS-Vertrag ver- 
fügt. 

Zwecks Vervollständigung der obengenannten In- 
formationen bittet die Kommission den Rat, den als 
Anlage beigefügten Vorschlag für eine Verordnung 
zu genehmigen, der einen Gesamtüberblick über die 
wichtigen Aspekte der energiewirtschaftlichen Lage 
in der Gemeinschaft ermöglichen soll. 


Vorschlag einer Verordnung des Rates betreffend die für die Aufstellung einer 
umfassenden Energiebilanz für die Gemeinschaft bestimmten Informationen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 5 und 213, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die derzeitige Situation macht cs erforderlich, 
zeitweilig über genaue, schnelle und gleichartige 
Informationen über die wesentlichen Gegebenheiten 
der Energieversorgung jeden Mitgliedstaates und 
der Gemeinschaft zu verfügen. 

Nach Maßgabe der Verordnung Nr. 1055/72/EWG 
übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission be- 
stimmte Informationen betreffend die Rohöl- und 
Erdgaseinfuhren; Artikel 3 dieser Verordnung er- 
möglicht es der Kommission, diese Informationen 
innerhalb verkürzter Fristen oder für geänderte 
Zeiträume zu erhalten. 

Es muß gewährleistet werden, daß die in der vor- 
liegenden Verordnung vorgesehenen Verpflich- 
tungen eingehalten und die eingeholten Angaben 
vertraulich behandelt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission für 
die in Artikel 2 genannten Zeiträume folgende An- 
gaben betreffend die Energieversorgungslage: 


1 . Rohöl- und Mineralölerzeugnisse 

a) die Rohölförderung; 

b) die Einfuhren aus Drittländern von raffinier- 
ten Erzeugnissen der Tarifnummer 27.10 A, 
B, C I und C II des Gemeinsamen Zolltarifs 
unter Angabe des Herkunftslandes? 

c) die Ausfuhren nach Drittländern von raffinier- 
ten Erzeugnissen der Tarifnummer 27.10 A, 
B, C I und C II des Gemeinsamen Zolltarifs 
unter Angabe des Bestimmungslandes; 

d) die Lieferungen von raffinierten Erzeugnissen 
der Tarifnummer 27.10 A, B, C I und C II des 
Gemeinsamen Zolltarifs in andere Mitglied- 
staaten unter Angabe des Bestimmungs- 
landes; 

e) die Bezüge von raffinierten Erzeugnissen der 
Tarifnummer 27.10 A, B, CI und C II des 
Gemeinsamen Zolltarifs aus anderen Mit- 
gliedstaaten unter Angabe des Herkunfts- 
landes; 

f) die in den Mitgliedstaaten in Anwendung der 
Richtlinie Nr. 68/414 vom 20. Dezember 1968 
gehaltenen Vorräte. 

2. Erdgas 

a) die Erdgasförderung; 

b) die Ausfuhren von Erdgas der Tarifnummer 
27.11 B des Gemeinsamen Zolltarifs nach 
Drittländern unter Angabe des Bestimmungs- 
landes; 
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c) die Lieferungen von Erdgas der Tarifnummer 
27.11 B des Gemeinsamen Zolltarifs nach 
anderen Mitgliedstaaten, unter Angabe des 
Bestimmungslandes ; 

d) die Bezüge von Erdgas der Tarifnummer 27.11 
des Gemeinsamen Zolltarifs aus anderen Mit- 
gliedstaaten, unter Angabe des Herkunfts- 
landes; 

e) die Höhe der Bestände an Erdgas. 

3. Elektrizität und Brennstoffe zur Versorgung der 
Kraftwerke 

a) — Brutto- und Nettostromerzeugung der 

öffentlichen Versorgung und der Eigen- 
erzeuger auf der Basis folgender Energie- 
träger: Kohle, Mineralölprodukte, Erdgas, 
abgeleitete Gase, Braunkohle, Kern- 
energie, Wasserkraft; 

— entsprechender Brennstoffverbrauch der 
herkömmlichen Wärmekraftwerke; 

b) Austausch von elektrischer Energie: 

— ■ Lieferungen in andere Mitgliedstaaten 
unter Angabe des Bestimmungslandes; 

— Bezüge aus anderen Mitgliedstaaten unter 
Angabe des Herkunftslandes; 

— Lieferungen in Drittstaaten unter Angabe 
des Bestimmungslandes; 

— Bezüge aus Drittstaaten unter Angabe des 
Herkunftslandes. 

c) Brennstoffvorräte bei Wärmekraftwerken 
— Kohle 

— flüssige Mineralölerzeugnisse. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Angaben werden der 
Kommission für jedes Vierteljahr übermittelt, wo- 
bei die Referenzperiode erforderlichenfalls geändert 
werden kann. Sie müssen der Kommission späte- | 
stens zugehen 

— am 10. Januar 1974 hinsichtlich Angaben für das 
letzte Vierteljahr 1973 und der Vorausschauen 
für das erste Vierteljahr des laufenden Jahres; 

— am 10. April hinsichtlich der Angaben für das 


erste Vierteljahr und der Vorausschauen für das 
zweite Vierteljahr des laufenden Jahres; 

— am 10. Juli 1974 hinsichtlich der Angaben für das 
zweite Vierteljahr und der Vorausschauen für 
das dritte Vierteljahr des laufenden Jahres; 

— am 10. Oktober 1974 hinsichtlich der Angaben 
für das dritte Vierteljahr und der Vorausschauen 
für das vierte Vierteljahr des laufenden Jahres. 

Artikel 3 

Die Kommission legt die Einzelheiten der in 
Artikel 1 vorgesehenen Mitteilungen fest. 

Artikel 4 

Im Hinblick auf die Erfüllung der in Artikel 1 ge- 
nannten Verpflichtung sind alle betroffenen Per- 
sonen oder Unternehmen gehalten, den Behörden 
ihres Mitgliedstaates die notwendigen Auskünfte zu 
erteilen. 

Artikel 5 

Die Kommission übermittelt die in Anwendung von 
Artikel 1 erhaltenen Informationen unverzüglich 
den Mitgliedstaaten; sie führt die erforderlichen 
Konsultationen durch. 

Artikel 6 

Die gemäß dieser Verordnung übermittelten Infor- 
mationen sind vertraulich. Diese Bestimmung steht 
der Veröffentlichung von allgemeinen Angaben 
oder von Zusammenfassungen nicht entgegen. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 
um die Einhaltung der sich aus den Artikeln 4 und 6 
ergebenden Verpflichtungen zu gewährleisten. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
I lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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